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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Kerstin Celina, Andreas 
Hanna-Krahl, Laura Weber, Ludwig Hartmann, Claudia Köhler, Jürgen Mistol, 
Verena Osgyan, Tim Pargent, Stephanie Schuhknecht, Sanne Kurz, Eva 
Lettenbauer, Julia Post, Gabriele Triebel, Dr. Sabine Weigand, Christian 
Zwanziger und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Hebammenbonus entbürokratisieren – vorhandene Daten nutzen statt doppelte 
Nachweispflicht 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag stellt fest, dass 

─ freiberufliche Hebammen einen unverzichtbaren Beitrag in der Betreuung von 
Schwangeren, zur Geburtshilfe sowie in der Nachsorge im Freistaat leisten,  

─ der Hebammenbonus diese Arbeit anerkennen und die freiberufliche Tätigkeit in der 
Geburtshilfe attraktiver machen soll,  

─ der Freistaat von den Hebammen bei jeder Antragstellung jedoch überbordende 
Nachweise, die anderen staatlichen Stellen bereits vorliegen, verlangt. 

Die Staatsregierung wird daher aufgefordert, 

─ bei der Beantragung des Hebammenbonus einen automatisierten Datenabruf der 
bereits bei anderen Behörden vorliegenden Nachweise zur freiberuflichen Tätigkeit 
einzuführen, 

─ die im Antragsverfahren verlangte De-minimis-Erklärung durch ein deutlich ver-
schlanktes, auf freiberuflich tätige Einzelpersonen zugeschnittenes Formular zu er-
setzen, 

─ das Antragsverfahren so zu vereinfachen, dass bei Ausschöpfung des pauschalen 
Höchstbetrags keine gesonderte Ausgabenberechnung mehr vorgelegt werden 
muss. 

 

 

Begründung: 

Die Staatsregierung wirbt mit dem Hebammenbonus für Anerkennung und Wertschät-
zung der freiberuflichen Geburtshilfe im Freistaat. In der Praxis erreicht sie damit aber 
das Gegenteil. Die Zahl der Anträge ist seit der Umstellung auf ein Zuwendungsverfah-
ren eingebrochen, weil immer mehr Nachweise erforderlich werden. Wer Hebammen 
wirklich stärken will, darf sie nicht mit unnötiger Bürokratie von genau der Unterstützung 
abhalten, die für sie gedacht ist. Die Staatsregierung verfehlt mit der aktuellen Ausge-
staltung ihr eigenes Ziel. 

Besonders bezeichnend ist, dass die Staatsregierung selbst einräumt, dass durch das 
„neue“ Verfahren mehr Nachforderungen und Beratungen notwendig sind 
(Drs. 19/13134) und sich gleichzeitig mit Entbürokratisierung rühmt. Wenn die Prüfung 
des Obersten Rechnungshofs feststellt, dass hier keine Billigkeitsleistung, sondern eine 
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Zuwendung vorliegt, dann muss es wenigstens das Ziel sein, so viele Daten wie möglich 
selbst bei den Behörden abzufragen, statt die Antragstellerinnen zusätzlich zu belasten. 
Stattdessen verlangt der Freistaat von freiberuflichen Hebammen obendrauf ein sechs-
seitiges De-minimis-Formular, das eigentlich für Konzerne mit Fusionen, Übernahmen 
und Bankratings gedacht ist. Das ist keine Wertschätzung und wird nicht dem Anspruch 
gerecht, den Bürgerinnen und Bürger an den Freistaat haben. 

 

 


